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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. November 1953 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Als Anlage übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über den Freundschafts- 
und Handelsvertrag vom 21. April 1953 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich des Jemen 

nebst Begründung und dem deutschen Text des Vertrages mit der 
Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 114. Sitzung am 31. Juli 1953 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen die Vor- 
lage keine Einwendungen zu erheben. 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 


über den Freundschafts- und Handelsvertrag vom 21. April 1953 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich des Jemen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel I 

Dem in Wiesbaden am 21. April 1953 Un- 
terzeichneten Freundschafts- und Handelsver- 
trag zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich des Jemen wird zu- 
gestimmt. 

Artikel II 

(1) Der Vertrag wird nachstehend mit Ge- 
setzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag gemäß 
seinem Artikel 10 in Kraft tritt, Ist Im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel III 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


Der Jemenitische Vizekönig und Ministerprä- 
sident Prinz Saif-al-Isläm al-Hasan, der sich 
im März und April in der Bundesrepublik 
aufhielt, äußerte beim Absdiluß der vom Ka- 
binett In der Sitzung vom 13. März 1953 ge- 
billigten Verhandlungen über ein Kreditab- 
kommen den Wunsch, mit der Bundesrepu- 
blik einen Freundschafts- und Handelsvertrag 
abzuschließen. Die daraufhin aufgenommenen 


Verhandlungen führten schon nach wenigen 
Tagen am 21. April 1953 zu der Unterzeich- 
nung des anliegenden Vertrages. 

Der Freundschafts- und Handelsvertrag mit 
dem Königreich des Jemen bedarf gemäß 
Art. 59 Abs. 2 des Grundgesetzes mit Rück- 
sicht auf die in Art. 1 enthaltenen politischen 
Bestimmungen sowie wegen der in Art. 6 
vorgesehenen Gewährung der Melstbegünsti- 
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gung der Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften in der Form eines Bundesge- 
setzes. 

Die wesentlichen Bestimmungen des Vertra- 
ges betreffen: 

1. Die Bereitschaft der Bundesregierung, ihre 
Dienste zur Verfügung zu stellen, damit 
deutsche Fachleute ihre Erfahrungen dem 
Königreich des Jemen nutzbar machen 
(Art. 5). 

2. Die gegenseitige Gewährung der den diplo- 
matischen und konsularischen Vertretern 
des meistbegünstigten Landes zustehenden 


Vorrechte und Vergünstigungen für den 
Fall des Austausches diplomatischer und 
konsularischer Vertretungen (Art. 5). 

3. Die Zusicherung der Meistbegünstigung 
hinsichtlich der Behandlung von Personen 
und Gütern sowie auf dem Gebiet der 
Schiffahrt (Art. 6). 

Dem Vertrag kommt insofern eine besondere 
Bedeutung zu, als er den ersten mit einem 
arabischen Staat geschlossenen Freundsdiafts- 
und Handelsvertrag darstellt, der zudem 
kurz nach der Ratifizierung des deutsch-isra- 
elischen Wiedergutmachungsabkommens ab- 
geschlossen wurde. 


Freundschafts- und Handelsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und dem Königreich des Jemen 


Der Bundespräsident der Bundesrepublik 
Deutschland und Seine Majestät der Imam 
Ahmad bin Jahjä Hamid-ad-dm, König des 
Jemen, haben, von dem Wunsche geleitet, die 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich des Jemen 
enger zu knüpfen und den gegenseitigen Han- 
dels- und Wirtschaftsverkehr zu fördern, be- 
sdilossen, einen Freundschafts- und Handels- 
vertrag abzuschließen. Sie haben zu diesem 
Zweck bevollmächtigt: 

Der Bimdespräsident der Bundesrepublik 
Deutschland als seinen Beauftragten den 
Staatssekretär im Bundesministerium für 
Wirtschaft Herrn Dr. Ludger Westrick, 

Seine Majestät der König des Jemen den 
Premierminister des Jemen Seine Königliche 
Hoheit Prinz Salf-al-IsIäm al-Hasan, 
die nach Austausch ihrer in Ordnung befun- 
denen Vollmachten folgendes vereinbart 
haben: 

Artikel 1 

(1) Jeder der beiden Hohen Vertragschlie- 
ßenden Teile erkennt dem anderen Teil ge- 
genüber die diesem zustehenden territorialen 
und politischen Rechte an. 

(2) Zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich des Jemen soll un- 
verletzlicher Friede und aufrichtige und dau- 
ernde Freundschaft herrschen. Die beiden 
Hohen Vertragschließenden Teile werden die 
beiderseits bestehenden guten Beziehungen In 
jeder Weise fördern. 


Artikel 2 

Die gegenseitige Freiheit des Handels und 
der Schiffahrt soll im Rahme^ der Bestim- 
mungen dieses Vertrages und gemäß allen 
anderen Vereinbarungen herrschen, welche 
die Regierungen der Hohen Vertragschließen- 
den Teile miteinander eingehen, um den ge- 
genseitigen Handels- und Schiffahrtsverkehr 
Im beiderseitigen Interesse zu fördern. 

Artikel 3 

Soweit die Regierungen der beiden Hohen 
Vertragschließenden Teile es wünschen, kön- 
nen sie sich über besondere Kontingente für 
einige oder alle Waren des gegenseitigen Wa- 
renverkehrs verständigen. 

Artikel 4 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land ist auf Wunsch des Königreichs des Je- 
men bereit, ihre Dienste zur Verfügung zu 
stellen, damit deutsche Fachleute, insbeson- 
dere Ärzte und Ingenieure, ihre Erfahrungen 
dem Königreich des Jemen nutzbar machen. 

Artikel 5 

Sobald die Regierungen der beiden Hohen 
Vertragschließenden Teile diplomatische und 
konsularische Vertreter austauschen, werden 
diese unter der Voraussetzung der Gegensei- 
tigkeit dieselben Amtsbefugnisse und diesel- 
ben Rechte, Vergünstigungen, Vorrechte Und 
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Befreiungen haben, die den diplomatischen 
und konsularischen Vertretern desselben Ran- 
ges des meistbegünstigten Landes zustehen 
oder zustehen werden. 

Artikel 6 

(1) Die Staatsangehörigen des einen der Ho- 
hen Vertragschließenden Teile werden im 
Lande des anderen Teiles auf dem Gebiete 
des Handels, der Sdilffahrt, des Land- und 
Luftverkehrs sowie hinsichtlich der Abgaben, 
Gebühren und Zölle nach Maßgabe der im 
Lande geltenden Bestimmungen, Gesetze und 
Anordnungen behandelt. 

(2) Sie genießen hinsiditlich ihrer Person 
und ihrer Güter die gleiche Behandlung wie 
die Angehörigen des meistbegünstigten Lan- 
des, vorausgesetzt, daß sie die im Lande gel- 
tenden Gesetze, Bestimmungen und Anord- 
nungen beachten. 

(3) Desgleichen werden die Schiffe des einen 
der Hohen Vertragschließenden Teile und 
ihre Ladungen in den Häfen des anderen Tei- 
les in jeder Hinsicht die gleiche Behandlung 
genießen wie die Schiffe des meistbegünstig- 
ten Landes und ihre Ladungen. 

Artikel 7 

Jeder der Hohen Vertragschließenden Teile 
kann die Meistbegünstigung auf Grund der 
Bestimmungen dieses Vertrages nur insoweit 
beanspruchen, als er selbst im Verhältnis zu 
dem anderen Hohen Vertragschließenden 
Teile die gleichen Rechte einräumt. Ferner 
sind die Bestimmungen über Meistbegünsti- 
gung nicht anwendbar auf 

a) Maßnahmen, die der Erfüllung zwischen- 
staatlicher Verpflichtungen zur Aufrecht- 
crhaltung des Friedens und der Sicherheit 
dienen, 

b) Vergünstigungen, die sich aus einer Ver- 
bindung mehrerer Staaten auf dem Ge- 
biete der Wirtschaft, des Verkehrs, des 
Zoll- und Zahlungswesens oder der Ver- 
teidigung ergeben, der nur einer der Ho- 
hen Vertragschließenden Telle angehört 
oder angehören wird. 


c) Sonderrechte und Sondervergünstigungen, 
die das Königreich des Jemen einem Mit- 
gliedstaat der Arabischen Liga gewährt 
oder gewähren wird, 

d) Vorrechte, die gegenwärtig oder zukünf- 
tig einer der Hohen Vertragschließenden 
Teile zur Erleichterung des Grenzverkehrs 
einem Nachbarlande gewährt oder gewäh- 
ren wird. 

Artikel 8 

Dieser Vertrag gilt auch für^das Land Ber- 
lin, sobald die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Regierung des 
Königreichs des Jemen eine entsprechende 
Erklärung abgibt. 

Artikel 9 

Dieser Vertrag Ist in deutscher und in ara- 
bischer Sprache Je in doppelter Urschrift aus- 
gefertigt, wobei der Wortlaut ln beiden 
Sprachen verbindlich ist. Er soll möglichst 
bald ratifiziert und im Ansdiluß daran sollen 
die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wer- 
den. Im Falle von Meinungsverschiedenheiten 
über die Auslegung eines Ausdrucks wird 
dessen Bedeutung aus dem Zusammenhang 
unter Berücksichtigung der Texte beider 
Sprachen festgestellt. 

Artikel 10 

Dieser Vertrag tritt am Tage des Austau- 
sches der Ratifikationsurkunden in Kraft und 
gilt für die Dauer von fünf Jahren. Er gilt 
stillschweigend für den gleichen Zeitraum 
weiter, sofern nicht einer der Hohen Vertrag- 
sdiließenden Teile ihn sechs Monate vorher 
kündigt. Wünschen die Hohen Vertragschlie- 
ßenden Teile darüber hinaus eine weitere 
Verlängerung der Vertragsdauer, so werden 
Ihre Regierungen diese v.^eitere Verlängerung 
rechtzeitig durch Notenaustausch vereinbaren. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmäch- 
tigten diesen Vertrag unterzeichnet. 

Geschehen zu Wiesbaden am einundzwan- 
zigsten April eintausendneunhundertdrelund- 
fünfzlg, das ist am 7. Scha’bän des Jahres 1372 
der Hldschra. 


Für die Bundesrepublik 
Deutschland: 

gez. Westrick 


Für das Königreich 
des Jemen: 

gez. Prinz Saif-al-Isläm 
al-Hasan 
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